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Merkblatt 

Verfassungsbeschwerde und Popularklage 
 
 

Die Zuständigkeiten des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs ergeben sich aus der Bayerischen 

Verfassung und dem Gesetz über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof, in dem das Verfahren 

vor dem Verfassungsgerichtshof näher ausgestaltet ist. Nach den gesetzlichen Bestimmungen ste-

hen dem Bürger grundsätzlich zwei verfassungsgerichtliche Rechtsbehelfe an den Verfassungsge-

richtshof offen: 

 

1. Mit der Verfassungsbeschwerde kann sich an den Bayerischen Verfassungsgerichtshof wen-

den, wer geltend machen will, die Entscheidung einer bayerischen Behörde oder eines bayerischen 

Gerichts verletze ihn in seinen Grundrechten oder sonstigen subjektiven verfassungsmäßigen Rech-

ten. Entscheidungen von Bundesbehörden oder Bundesgerichten können nicht mit einer Verfas-

sungsbeschwerde zum Bayerischen Verfassungsgerichtshof angegriffen werden. Falls Sie Verfas-

sungsbeschwerde einlegen möchten, beachten Sie bitte Folgendes: 

 

a) Voraussetzung für die Einleitung eines Verfassungsbeschwerdeverfahrens ist zum einen die Ein-

haltung der Schriftform (E-Mail genügt nicht), zum anderen, dass ausreichend ersichtlich ist, wel-

che behördliche(n) oder gerichtliche(n) Entscheidung(en) angegriffen werden. Bezeichnen Sie 

die angefochtene(n) Entscheidung(en) möglichst genau. Geben Sie Datum und Aktenzeichen an 

und teilen Sie mit, welche Behörde oder welches Gericht die angefochtene(n) Entscheidung(en) 

erlassen hat. 

 

b) Die Anforderungen an eine zulässige Verfassungsbeschwerde gehen über die o. g. Mindestvo-

raussetzungen hinaus. Sie können im Rahmen dieses Merkblatts nicht umfassend, d. h. alle mögli-

chen Fallgestaltungen abdeckend, angegeben werden. Hervorzuheben sind folgende grundlegende 

Anforderungen: 

 

• Die Erschöpfung des Rechtswegs: Der Verfassungsgerichtshof kann grundsätzlich erst dann 

angerufen werden, wenn zuvor alle anderen Rechtsmittel erfolglos geblieben sind. Legen Sie 

deshalb dar, dass Sie vor Erhebung der Verfassungsbeschwerde alle Rechtsmittel ausge-

schöpft haben, die nach den einschlägigen Verfahrensbestimmungen (z. B. Zivilprozessord-

nung, Strafprozessordnung) gegen die angefochtene Entscheidung zulässig sind. 
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Wenn Sie rügen wollen, dass das zuletzt angerufene Fachgericht Ihr Recht auf rechtliches Ge-

hör verletzt habe, so gehört zum Rechtsweg auch die Anhörungsrüge.  

 

Dabei reicht es nicht aus, dass der Rechtsweg nur formell erschöpft wird. Notwendig ist außer-

dem, dass Sie die Beanstandungen, die Sie im Verfassungsbeschwerdeverfahren geltend ma-

chen, schon im Rahmen der fachgerichtlichen Rechtsmittel formgerecht und substanziiert vor-

getragen haben. Wurde dies versäumt, können Sie die Beanstandungen nicht nachträglich im 

Weg der Verfassungsbeschwerde erheben (Grundsatz der materiellen Subsidiarität). 

 

• Die hinreichende Substanziierung der Verfassungsbeschwerde: In der Verfassungsbeschwerde 

sind die Handlung oder Unterlassung der Behörde, gegen die sich die Beschwerdeführerin oder 

der Beschwerdeführer wendet, und das verfassungsmäßige Recht, dessen Verletzung geltend 

gemacht wird, zu bezeichnen. Der die behauptete Grundrechtsverletzung enthaltende Vorgang 

muss vollständig und nachvollziehbar dargelegt werden, sodass der Verfassungsgerichtshof in 

die Lage versetzt wird, auf der Grundlage des Vortrags ohne Rückgriff auf die Akten des Aus-

gangsverfahrens zu prüfen, ob der geltend gemachte Verfassungsverstoß zumindest möglich er-

scheint. Die Verfassungsbeschwerde muss aus sich heraus verständlich sein. Die bloße Behaup-

tung, eine gerichtliche oder behördliche Entscheidung sei unrichtig oder fehlerhaft, genügt den 

Anforderungen an die Begründung einer Verfassungsbeschwerde nicht. Richtet sich die Verfas-

sungsbeschwerde gegen eine gerichtliche Entscheidung, bedarf es in der Regel einer ins Ein-

zelne gehenden argumentativen Auseinandersetzung mit ihr und ihrer Begründung. Zur Substan-

ziierung der Verfassungsbeschwerde gehört auch die Vorlage aller Unterlagen (in Kopie), ohne 

deren Kenntnis eine etwaige Grundrechtsverletzung nicht umfassend geprüft werden kann (ins-

besondere die angegriffene Entscheidung sowie darin ggf. in Bezug genommene Entscheidun-

gen und Schriftsätze des Ausgangsverfahrens). 

 

• Die Wahrung der Verfassungsbeschwerdefrist: Die Frist zur Einlegung und Begründung einer 

Verfassungsbeschwerde beträgt zwei Monate. Sie beginnt mit dem Tag, an dem die letzte ge-

richtliche Entscheidung des vorangegangenen Instanzenzugs schriftlich vollständig bekannt ge-

geben wurde. Geben Sie deshalb in der Verfassungsbeschwerde den Tag der Bekanntgabe an. 

Die Zweimonatsfrist gilt auch für die substanziierte Begründung der Verfassungsbeschwerde. 

Nach Ablauf der Verfassungsbeschwerdefrist können fehlende notwendige Bestandteile der 

Verfassungsbeschwerde nicht mehr nachgeschoben werden. 
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2. Mit der Popularklage kann geltend gemacht werden, eine Rechtsnorm des bayerischen Lan-

desrechts schränke die Grundrechte der Bayerischen Verfassung verfassungswidrig ein.  

 

a) Auch für die Einleitung eines Popularklageverfahrens ist die Schriftform einzuhalten (E-Mail 

genügt nicht). Zudem muss ausreichend ersichtlich sein, welche konkrete(n) Norm(en) des baye-

rischen Landesrechts angegriffen werden. Bezeichnen Sie die angegriffene(n) Rechtsvor-

schrift(en) möglichst genau. Es ist erforderlich, z. B. den/die einzelnen Artikel eines Gesetzes oder 

Paragraphen einer Verordnung anzugeben, gegen den/die sich die Popularklage richten soll.  

Vorschriften des Bundesrechts können mit der Popularklage nicht angegriffen werden. 

 

b) Eine zulässige Popularklage unterliegt darüber hinaus weiteren Anforderungen. Auch diese 

können im Rahmen dieses Merkblatts nicht umfassend angegeben werden. Hervorzuheben ist: 

 

Für jede angegriffene Rechtsvorschrift muss im Einzelnen dargelegt werden, inwiefern durch diese 

Ihrer Meinung nach ein in der Bayerischen Verfassung gewährleistetes Grundrecht verfassungs-

widrig eingeschränkt wird. Eine ausreichende Grundrechtsrüge liegt nicht schon dann vor, wenn 

eine Antragstellerin oder ein Antragsteller nur behauptet, dass die angefochtene Rechtsvorschrift 

nach ihrer bzw. seiner Auffassung gegen Grundrechtsnormen der Bayerischen Verfassung ver-

stößt. Präzisieren Sie Ihren Vortrag zu dem behaupteten Grundrechtsverstoß daher möglichst ge-

nau, sodass der Verfassungsgerichtshof beurteilen kann, ob der Schutzbereich der bezeichneten 

Grundrechtsnorm berührt ist und eine Grundrechtsverletzung möglich erscheint. 

 
__________________________________________________________________________________________________________ 

 

Verfassungsbeschwerde- und Popularklageverfahren sind grundsätzlich kostenfrei; es fallen 

also keine Gerichtskosten an. Ist jedoch eine Verfassungsbeschwerde oder Popularklage unzuläs-

sig oder offensichtlich unbegründet (Zulässigkeit und Begründetheit sind die Voraussetzungen für 

den Erfolg des Rechtsbehelfs), kann der Verfassungsgerichtshof eine Gebühr bis zu 3.000 € aufer-

legen. Unter den gleichen Voraussetzungen kann bereits die Weiterführung des Verfassungsbe-

schwerde- oder Popularklageverfahrens von der Einzahlung eines entsprechenden Kostenvor-

schusses abhängig gemacht werden.  

 

Für die Einlegung einer Verfassungsbeschwerde oder Popularklage besteht kein Anwaltszwang. 

Die Erstattung von Anwaltskosten kommt grundsätzlich nur in Betracht, wenn die Verfassungsbe-

schwerde oder Popularklage Erfolg hat. 

 

Die Gewährung von Prozesskostenhilfe für eine Verfassungsbeschwerde oder Popularklage 

kommt nur bei hinreichenden Erfolgsaussichten in Frage. 


